
207

HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 21 FREITAG, DEN 5. MAI 2006

Tag I n h a l t Seite

28. 4. 2006 Fünftes Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 207
63-1

2. 5. 2006 Verordnung zur Weiterübertragung von Verordnungsermächtigungen im Bereich des Denkmalschutzes
(Weiterübertragungsverordnung-Denkmalschutz)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 208

neu: 224-1-10

Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

§ 63 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung vom 23. Dezem-
ber 1971 (HmbGVBl. 1971 S. 261, 1972 S. 10), zuletzt geändert
am 4. Dezember 2002 (HmbGVBl. 2002 S. 303), erhält folgende
Fassung:

„(2) Vermögensgegenstände dürfen nur veräußert werden,
wenn sie zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben in absehbarer
Zeit nicht benötigt werden oder eine Nutzung der Vermögens-
gegenstände auch nach Veräußerung gesichert werden kann
und dadurch die Aufgaben der Freien und Hansestadt
Hamburg wirtschaftlicher erfüllt werden können.“

Ausgefertigt Hamburg, den 28. April 2006.

Der Senat

Fünftes Gesetz
zur Änderung der Landeshaushaltsordnung

Vom 28. April 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:



Freitag, den 5. Mai 2006208 HmbGVBl. Nr. 21

Verordnung
zur Weiterübertragung von Verordnungsermächtigungen

im Bereich des Denkmalschutzes
(Weiterübertragungsverordnung-Denkmalschutz)

Vom 2. Mai 2006

Auf Grund von § 6 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 des Denk-
malschutzgesetzes vom 3. Dezember 1973 (HmbGVBl. S. 466),
zuletzt geändert am 4. April 2006 (HmbGVBl. S. 143), wird
verordnet:

Die Befugnis nach § 6 Absatz 2 Satz 1 des Denkmalschutz-
gesetzes zum Erlass von Rechtsverordnungen für nach § 7 a
Absatz 2 Satz 2 des Denkmalschutzgesetzes bekannt gemachte
bezirksbezogene Ensembles wird auf die Bezirksämter weiter-
übertragen.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 2. Mai 2006.
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